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1 Allgemein 

1.1 Lage des Plangebietes 

Die Ortsgemeinde Hochstadt liegt in der Verbandsgemeinde Offenbach an der Queich. Das Plangebiet 

des vorliegenden Bebauungsplanes „Bahnhofstraße 6“ umfasst eine Ruderal- und Segetalvegetation. 

Der Geltungsbereich weist eine Fläche von ca. 0,21 ha auf. 

Das Plangebiet ist wie folgt begrenzt: 

▪ Im Norden durch Wohnbebauung und angrenzend die Römerstraße, 

▪ Im Osten durch Hausgärten, 

▪ Im Süden durch B 272, 

▪ Im Westen durch Wohnbebauung und die Bahnhofstraße. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Bahnhofstraße 6“ umfasst die Flurstücksnummer 285/9 und 

286/10.

  

Abbildung 1: Lage des Plangebietes im Ortsgefüge (ohne Maßstab)1 

 

1 LANIS, http://map1.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php, Stand 27.02.2020 
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Abbildung 2: Lage des Plangebietes innerhalb der Bebauungsstruktur (ohne Maßstab)2 

Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans ergeben sich aus der zuge-

hörigen Planzeichnung im Maßstab 1:500. 

1.2 Erfordernis und Zielsetzung der Planung 

Im Westen von Hochstadt, entlang der B272, befinden sich einige tiefe Hausgärten, welche die Ortslage 

nach Süden hin abschließen. Auf dem Flurstück 285/9 ist nun im unbeplanten Innenbereich eine Nach-

verdichtung in Form einer angemessenen Erweiterung mit einem Einzelhaus vorgesehen. Die bestehen-

de Bebauung entlang der Bahnhofstraße bleibt im Ist-Zustand erhalten. Ferner wird die Möglichkeit 

gesichert die bestehende Scheune einer neuen Nutzung zuzuführen. 

Deshalb soll die Ausweisung eines Mischgebiets die Möglichkeit bieten, bedarfsgerecht zusätzliche Flä-

chen innerhalb der Orstlage zur Verfügung zu stellen. Hierurch wird der umgebenden gemischten Nut-

zung Rechnung getragen und ein Einfügen in diese gesichert. 

Die Einschränkungen des Bebauungsplanes zielen darauf ab, die dörfliche Baustruktur im Ort beizube-

halten, damit sich die Bebauung stadtgestalterisch in die umgebende Umgebung einfügt. 

 

2 Ebd. 
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2 Verfahren 

Gemäß den Bestimmungen des § 13a BauGB kann ein Bebauungsplan für die Wiederbutzbarmachung 

von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung im beschleunigten 

Verfahren aufgestellt werden (Bebauungsplan der Innenentwicklung). Der Bebauungsplan darf im be-

schleunigten Verfahren ohne eine Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des UVPG nur aufgestellt werden, 

wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von insgesamt weniger als 

20.000 m2 festgesetzt wird. 

Die Anwendungsvoraussetzungen für die Aufstellung eines Bebauungsplans der Innenentwicklung gem. 

§ 13a BauGB liegen im vorliegenden Planungsfall des Bebauungsplans „Bahnhofstraße 6“ vor: 

Die Überplanung der Brachfläche ist als klassische Maßnahme zur „Nachverdichtung“ im Sinne des § 13a 

Abs. 1 BauGB einzustufen. 

Die größenabhängigen Anforderungen des § 13a BauGB werden ebenso erfüllt, da der gesamte Bebau-

ungsplan mit einer Größe von ca. 2.110 m2 deutlich unterhalb der Anwendungsobergrenze von 

20.000 m2 Grundfläche liegt. 

Gemäß § 13a Abs. 1 S. 4-5 BauGB kann ein beschleunigtes Verfahren zur Aufstellung des Bebauungspla-

nes nur angewendet werden, wenn keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Schutzgüter im 

Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 b) BauGB oder dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 

oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. Darüber hinaus ist die Durchführung des beschleunigten 

Verfahrens ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet 

wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. 

Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von FFH-Gebieten oder europäischen Vogelschutzgebieten 

liegen nicht vor. Im Umfeld des Plangebiets finden sich weiterhin keine Anlagen, die schwere Unfälle im 

Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU verursachen können. 

Da es sich bei dem Vorhaben lediglich um die Nachverdichtung von Fläche durch Wohnbebauung han-

delt, wird mit dem Bebauungsplan auch nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht 

zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltver-

träglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen.  

Von der Durchführung einer Umweltprüfung im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB und der Erstellung eines 

Umweltberichtes nach § 2a BauGB wird daher abgesehen. Allerdings sind hinsichtlich des Naturschutzes 

dennoch eine allgemeine naturschutzfachliche Würdigung der Planung sowie die Beschreibung der 

Auswirkungen der Planung auf die natürlichen Schutzgüter erforderlich. 

Nach § 13a Abs. 2 BauGB gelten im beschleunigten Verfahren die Vorschriften des vereinfachten Verfah-

rens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB. 
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3 Rahmenbedingungen 

3.1 Rechtliche Rahmenbedingungen 

3.1.1 Anpassung an die Ziele der Raumordnung 

Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind die Bauleitpläne, d. h. sowohl der Flächennutzungsplan als 

auch der Bebauungsplan, an die Ziele der Raumordnung anzupassen. Ziele der Raumordnung sind ge-

mäß § 3 Nr. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) verbindliche Vorgaben in Form von textlichen oder zeichneri-

schen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums. Die 

im regionalen Raumordnungsplan (RROP) getroffenen Aussagen dienen als Anregungen bzw. Orientie-

rung für Maßnahmen der zukünftigen Ortsentwicklung und sind sowohl in der Bauleitplanung als auch 

bei Fachplanungen zu beachten. 

Das Plangebiet „Bahnhofstraße 6“ liegt im Bereich des einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar. Es wird 

im Regionalplan als Siedlungsfläche Wohnen dargestellt. Weitere Festlegungen werden für die Fläche 

nicht getroffen.  

Demzufolge sind keine Belange der Regionalplanung durch die geplanten Änderungen des Bebauungs-

planes tangiert. 

 
Abbildung 3: Darstellung des Plangebiets im einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar 

3.1.2 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

Nach § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB ist der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln.  

Der Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Offenbach an der Queich weist für den Geltungsbe-

reich eine gemischte Baufläche aus. Dementsprechend wird der Bebauungsplan aus dem Flächennut-

zungsplan entwickelt.  
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Abbildung 4: Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der VG Offenbach an der Queich 

 

4 Rahmenbedingungen und Beschreibung des Plangebiets  

Das Plangebiet liegt im Westen der Ortsgemeinde Hochstadt und stellt sich überwiegend als Ruderal- 

und Segetalvegetation dar. Im Westen des Plangebiets befindet sich das Bestandgebäude der Bahnhof-

straße 6 mit rückwärtiger Scheune, durch welche die Erschließung des Neubaus über die angrenzende 

Bahnhofstraße sichergestellt wird. Im Norden schließt ein Hausgarten an sowie anschließend die Römer-

straße. Im Osten sind weitläufige Hausgärten anzutreffen und im Süden ein Fuß/Radweg sowie die B272, 

bei welcher gem. § 9 FStrG das Anbauverbot von 20 m zu beachten ist. Durch die Lage an der potentiel-

len Emissionsquelle Bundesstraße sind die Belange des Schallschutzes elementar und sind unter Berück-

sichtigung des schallschutztechnischen Gutachtens zu gewährleisten.  

Im Norden, Osten und Westen ist der Geltungsbereich überwiegend durch Wohnnutzungen umgeben. 

Zudem sind landwirtschaftliche Nutzungen aufgrund der dörflichen Ortsstruktur vorhanden. Die B272 

stellt eine Barriere zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen dar. 
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Abbildung 5: Nutzungen (ohne Maßstab)3 

Topographie 

Das Plangebiet ist eine konstant ebene Fläche und liegt bei ca. 141 m ü. NHN.  

Untergrund/Grundwasser 

Das Plangebiet befindet sich in der Bodengroßlandschaft der Lösslandschaften des Berglandes mit 

Tschernosem-Parabraunerden und Kalktschernoseme aus Löss und weist einen lehmigen Boden auf.4 

Die Grundwasserneubildung liegt zwischen 125-150 mm/a bei einem Niederschlag von 600-650 mm/a.5 

Altlasten 

Innerhalb des Plangebiets sind zum derzeitigen Planungsstand keine Altlastenverdachtsflächen bzw. 

Altablagerungen bekannt. 

 

3 Eigene Darstellung auf Grundlage von Lanis, https://geodaten.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php, Stand 27.02.2020 

4 Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland Pfalz, https://mapclient.lgb-rlp.de/?app=lgb&view_id=18, Stand 27.02.2020 

5 Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten; https://geoportal-wasser.rlp-umwelt.de/servlet/is/8265/ Stand 27.02.2020 

https://geodaten.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php
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Starkregen 

Hinweis 
Die vorliegende allgemeine Risikoabschätzung basiert auf einer GIS-gestützten Untersuchung des Digita-

len Geländemodells und beruht somit allein auf der Betrachtung der Geländemorphologie. Weitere re-

levante Einflussfaktoren (u.a. Größe des Einzugsbereiches, Bodenart, Vegetation, Versiegelungsgrad, 

Lage und Kapazität der Retentionsflächen, Kanalisation, Erschließungsgerüst, etc.) können nur im Zuge 

einer Detailuntersuchung erfolgen. 

Topographisches Risikopotential / Abflussakkumulation: 

Die Betrachtung potentieller Abflussakkumulationen ergibt, dass innerhalb des Plangebiets sowie in 

dessen Umgebung keine Abflussströme zusammenlaufen bzw. zu erwarten sind. Dies resultiert aus der 

Lage innerhalb des Rheingrabens, welcher eine relativ flache Ebene im Bereich Hochstadts darstellt. 

 

Abbildung 6: topographische Abflussakkumulationen im Umfeld des Plangebiets6 

5 Städtebauliches Konzept 

Ziel des Bebauungsplanes ist es, die bauplanungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Vorausset-

zungen für die Nachverdichtung im rückwärtigen Bereich der Bahnhofstraße, im Westen der Ortsge-

meinde, zu schaffen und damit die für die Nachfrage nach Bauland notwendigen Flächen im Innenbe-

reich bereitzustellen und zu sichern (MI2). Der Bebauungsplan soll eine geordnete und zielgerichtete 

Entwicklung ermöglichen. Die Bestandsbebauung an der Bahnhofstraße bleibt im derzeitigen Zustand 

erhalten (MI1). Lediglich die bestehende Scheune sowie Nebengebäude werden teilweise zurückgebaut. 

Ferner wird der Scheune eine Nutzung abseits der bisherigen Nutzung als Nebenanlage zugewiesen 

(MI3). 

 

6 Eigene Darstellung WSW & Partner auf Basis DGM (quelle https://earthexplorer.usgs.gov/ 
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In der Umgebung finden sich überwiegend Wohnnutzungen sowie landwirtschaftliche Nutzungen. Auf-

grund der rückwärtigen Lage und der Plangebietsgröße bietet sich der Geltungsbereich für die Festset-

zung eines Mischgebiets an. Hierdurch erfolgt eine Anpassung an die umgebenden, gemischten Nutzun-

gen. 

Durch die Festsetzungen zu dem Maß der baulichen Nutzung soll eine Bebauung in Anlehnung an das 

angrenzende Ortsgefüge geschaffen werden. 

Im Bereich MI2 ist aufgrund der Lage im rückwärtigen Bereich lediglich ein Einzelhaus mit maximal zwei 

Wohneinheiten zulässig. Hierdurch wird vermieden, dass ein überdimensioniertes Mehrfamilienhaus mit 

mehr als zwei Wohneinheiten entsteht, was der Zielsetzung der Ortsgemeinde widersprechen würde. Im 

Bereich MI3 sind 3 Wohneinheiten zulässig, was der Planungsintention der Gemeinde entspricht. 

Der geplante Baukörper hält von der B272 einen Abstand von 20 m ein, wodurch den Anforderungen 

des Bundesfernstraßengesetztes Rechnung getragen wird. Dieser Bereich wird als private Grünfläche 

sowie als Fläche die von Bebauung freizuhalten ist gesichert. 

Aufgrund der räumlichen Nähe zu der B272 sind die Schallimmissionen zu berücksichtigen, wodurch 

eine Darstellung der maßgeblichen Außenlärmpegel erfolgt.  

Die notwendigen Stellplätze für den Bereich der Neuausweisung (MI2) sowie für die Bestandsbebauun-

gen sind innerhalb der Umgrenzung für Stellplätze und Garagen zulässig, wodruch deren Errichtung ge-

steuert werden kann. 
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Abbildung 7: Entwurf Bebauungsplan "Bahnhofstraße 6" 

5.1 Städtebauliche Rahmendaten 
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5.2 Verkehrliche Erschließung  

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt westlich über die Bahnhofstraße.  

Das rückwärtige Gebäude wird über das Grundstück Bahnhofstraße 6 erschlossen. Die Zufahrt erfolgt im 

Bereich der bisherigen Scheune, welche teilweise abgerissen wird, damit eine ca. 4,20 m breite Zufahrt 

gesichert werden kann. 

5.3 Technische Erschließung, Ver- und Entsorgung 

Die Versorgung des Gebietes mit Wasser und Energie bzw. die Abwasserentsorgung wird durch den An-

schluss an die vorhandenen Ortsnetze gesichert. 

Das unverschmutzte Oberflächenwasser soll zunächst als Brauchwasser oder zur Gartenbewässerung 

genutzt werden. Das restliche anfallende Oberflächenwasser ist breitflächig auf dem Grundstück zu ver-

sickern. 

5.4 Immissionen und Emissionen7 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans wurde aufgrund der räumlichen Nähe zur Bundesstraße B 

272 und zur Bahnhofstraße die Erarbeitung eines schalltechnischen Gutachtens erforderlich. Relevante 

gewerbliche Nutzungen im näheren Umfeld, für die das Vorhaben eine Änderung der bisherigen immis-

sionsschutzrechtlichen Rahmenbedingungen darstellen könnte bzw. von denen relevante Geräuschein-

wirkungen zu erwarten wären, sind nicht bekannt und waren somit auch nicht relevant für das schall-

technische Gutachten. 

Bei Entwicklung des Plangebiets wird zusätzlicher Verkehr auf den bestehenden Straßen entstehen. 

Unter Berücksichtigung der Größe des Plangebiets, die ein zusätzliches Gebäude ermöglicht, ist an be-

stehenden schutzwürdigen Nutzungen keine erhebliche Zunahme der Verkehrsgeräusche zu erwarten 

ist und eine Untersuchung dieser Aufgabenstellung wurde nicht erforderlich. 

In dem schalltechnischen Gutachten zum Bebauungsplan „Bahnhofstraße 6“ war daher die folgende 

Aufgabenstellung zu untersuchen und zu bewerten: 

Verkehrslärm im Plangebiet: Die Geräuscheinwirkungen aufgrund der auf das Plangebiet einwirkenden 

Verkehrswege waren zu untersuchen und anhand der maßgeblichen Beurteilungsgrundlage DIN 18005 

„Schallschutz im Städtebau“ vom Juli 2002 in Verbindung mit dem Beiblatt 1 zu DIN 18005 Teil 1 „Schall-

schutz im Städtebau, Schalltechnische Orientierungswerte für die städtebauliche Planung“ vom Mai 

1987 zu bewerten. Bei einer Überschreitung der Orientierungswerte am Tag oder in der Nacht war ein 

Schallschutzkonzept zur Umsetzung im Bebauungsplan zu erarbeiten. Als maßgebliche Verkehrswege 

waren die Bundesstraße B 272 sowie die Bahnhofstraße (Kreisstraße K 39) zu berücksichtigen. 

Im Ergebnis stellt sich das Schallschutzkonzept wie folgt dar: 

Da Maßnahmen an der Schallquelle nicht im Zuge der Bauleitplanung durchsetzbar sind, fanden sie bei 

der Erarbeitung des Schallschutzkonzepts auf Ebene des Bebauungsplans keine Berücksichtigung. Das 

Einhalten eines Mindestabstandes stellt in der vorliegenden Planungssituation kein geeignetes Mittel 

zur Konfliktbewältigung dar, da in der Nacht nahezu im gesamten Plangebiet der maßgebliche Orientie-

 

7 WSW & Partner GmbH (31.03.2020) Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan Hochstadt (Pfalz) Bebauungsplan „Bahnhofstraße 6“, 
Kaiserslautern 
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rungswert überschritten wird. Der Bebauungsplan sieht die Ausweisung von Mischgebieten vor. Eine 

weitergehende Nutzungsgliederung ist im Einklang mit dem städtebaulichen Ziel der Schaffung von zu-

sätzlichem Wohnraum nicht vereinbar. 

Aufgrund des schmalen Zuschnitts des Plangebiets, des Abstands zur Bundesstraße sowie der notwendi-

gen Erschließung von Bahnhofstraße sind keine wirksamen aktiven Schallschutzmaßnahmen möglich. 

Daher wurde bei der Erarbeitung des Schallschutzkonzeptes für den Bebauungsplan „Bahnhofstraße 6“ 

auf aktive Schallschutzmaßnahmen verzichtet. 

Zum Schutz vor Verkehrslärm werden Vorgaben für die Anordnung der Außenwohnbereiche sowie pas-

sive Schallschutzmaßnahmen an den Gebäuden empfohlen. Die Festsetzungsvorschläge zum Lärmschutz 

umfassen die Einhaltung von Abständen für Außenwohnbereiche sowie die Vorgabe von Anforderungen 

an die Außenbauteile von Gebäuden mit schutzbedürftigen Räumen und den Einbau schallgedämmter 

Lüftungseinrichtungen in Räumen, die zum Nachtschlaf genutzt werden können. Die Dimensionierung 

der passiven Schallschutzmaßnahmen erfolgt auf Basis der DIN 4109-1: „Schallschutz im Hochbau – Teil 

1: Mindestanforderungen“, Januar 2018 und DIN 4109-2: „Schallschutz im Hochbau - Teil 2: Rechneri-

sche Nachweise der Erfüllung der Anforderungen“ vom Januar 2018. Die dazu maßgeblichen Außen-

lärmpegel werden im Bebauungsplan dargestellt. 

Bei Umsetzung der Schallschutzmaßnahmen in den Bebauungsplan kann so eine mit dem einwirkenden 

Verkehrslärm verträgliche Entwicklung des Plangebiets ermöglicht werden. 
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6 Erforderlichkeit der Planinhalte 

6.1 Art der baulichen Nutzung 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird ein Mischgebiet (gem. § 6 BauNVO) festgesetzt. Die 

Bestandsbebauung im Bereich MI1 bleibt beibehalten. Der Bereich MI2 stellt eine Nachverdichtung dar 

und der Bereich MI3 dient der Sicherung einer geplanten Wohnnutzung in den bisherigen Scheunenbe-

reich. 

Im vorgesehenen Mischgebiet ist die Ansiedlung von Gartenbaubetrieben, Tankstellen sowie Vergnü-

gungsstätten ausgeschlossen, da die mit diesen Nutzungen erzeugten Verkehrsströme nicht mit der 

Plangebietsgröße vereinbar sind.  

Durch die Planung wird die derzeit unbebaute Innenbereichsfläche der Ortsgemeinde genutzt und somit 

eine Fläche im Innenbereich nachverdichtet. 

Aufgrund der Lage in einer bestehenden Gemengelage ist die Ausweisung des Plangebiets als Mischge-

biet sachgerecht und dient der Einbindung in das Ortsgefüge. Folglich entsteht eine Verflechtung sowohl 

zu den bereits vorhandenen angrenzenden Bebauungen als auch zur Ansiedlung von nicht wesentlich 

störenden Gewerbebetrieben und Wohnen im Plangebiet selbst. 

6.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan durch die Grundflächenzahl, die Geschossflä-

chenzahl sowie durch Festsetzungen zu den Höhen der Gebäude bestimmt. 

Grundflächenzahl (GRZ) 

Die städtebauliche Zielvorstellung des Plangebers ist ein Baugebiet, das entsprechend seiner Lage am 

westlichen Ortsrand angrenzend an Bestandsbebauungen und Hausgärten durch eine weniger verdich-

tete Bebauung charakterisiert sein wird.  

Die Begrenzung der Grundflächenzahl auf 0,4 im Bereich MI2 und auf 0,6 in den Bereichen MI1 und MI3 

erfolgt aus Gründen des Bodenschutzes sowie zum Schutz des Landschaftsbildes. Der Versiegelungsgrad 

der Baugrundstücke kann hierdurch auf ein vertretbares Maß beschränkt werden und bleibt im Bereich 

MI2 hinter der maximal möglichen Obergrenze von 0,6 gem. § 17 BauNVO zurück. Die gewählte Bauwei-

se und die voraussichtliche Größe der Baugrundstücke lassen eine derartige Beschränkung der Über-

bauung der Grundstücke zu, ohne dass dadurch die individuelle Baufreiheit unverhältnismäßig einge-

schränkt wird. 

Geschossflächenzahl (GFZ) 

Die Geschossflächenzahl im Plangebiet wird für den Bereich MI1 sowie MI3 auf 1,2 und den Bereich MI2 

auf 0,8 festgesetzt. Zudem werden im Bebauungsplan die Regelungen des § 20 Abs. 3 BauNVO aufge-

nommen. Demnach sind bei der Ermittlung der Geschoßflächenzahl die Flächen von Aufenthaltsräumen 

in Kellergeschossen und in Dachräumen einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und 

einschließlich ihrer Umfassungswände mitzurechnen. 

Die festgesetzten Gechossflächenzahlen richten sich zum einen nach der Bestandsbebauung im Bereich 

MI1 sowie MI3 und zum anderen an der geplanten Bebauung im Bereich MI2 aus, wodurch eine relativ 

aufgelockerte Bebauung verwirklicht werden kann. 
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Höhe baulicher Anlagen/ Zahl der Vollgeschosse 

Die maximale Anzahl der Vollgeschosse wird im gesamten Plangebiet auf zwei festgesetzt. 

Die maximal zulässigen Gebäudehöhen sind den verschiedenen Bereichen angepasst. Die Höhenfestset-

zungen im Bereich MI2 erfolgen lediglich durch die maximale Gebäudehöhe, da in diesem Bereich ein 

Flachdach vorgesehen ist. Durch die festgesetzte Höhe wird der Höhenversprung zum Bezugspunkt be-

rücksichtigt. Als Bezugspunkt wird die „Bahnhofstraße“ herangezogen. Die gewählte Höhe stellt sicher, 

dass sich die Baukörper nicht unverhältnismäßig aus dem Gelände herausheben und ein verträglicher 

Übergang zur angrenzenden Bebauung der Ortslage entsteht. Insgesamt gesehen wurde kein Spielraum 

für eine größere Höhe zugelassen, so dass gemäß der städtebaulichen Konzeption für das Gebiet an die 

angrenzende Bebauung angepasste Gebäudehöhen entstehen. 

Die Festsetzungen zu den Gebäudehöhen entsprechen der Forderung des §16 Abs. 3 BauNVO, wonach 

die Höhe baulicher Anlagen stets festzusetzen ist, wenn ansonsten öffentliche Belange, insbesondere 

das Orts- und Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können. 

6.3 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche 

Im Bereich MI1 sowie MI3 ist, in Anlehnung an die bestehende Bebauung, eine abweichende Bauweise 

zulässig. Diese orientiert sich am Bestand, wodurch im Bereich MI1 an die nördliche Grundstücksgrenze 

angebaut werden muss und im Bereich MI3 eine Bebauung gemäß der bisherigen Scheunenbebauung 

zulässig ist. Entlang der Bahnhofstraße ist eine Baulinie festgesetzt, wodruch die umgebende Straßen-

randbebauung gesichert wird. 

Im Bereich MI2 dient die Festsetzung der Zulässigkeit von Einzelhäusern in Verbindung mit einer offenen 

Bauweise einer Bebauung, welche sich in den rückwärtigen Grundstücksbereich einfügt. Die gewählte 

Größe der Baufenster lässt den Bauherren ausreichend Spielraum für die Gebäudestellung auf dem 

Grundstück. Dabei wird sichergestellt, dass gemäß der städtebaulichen Konzeption die Gebäudemassen 

in einem Grundstücksteil konzentriert werden und das somit in den verbleibenden Grundstücksteilen 

ein zusammenhängendes Grünvolumen entstehen kann, das neben stadtgestalterischen Aufgaben auch 

ökologische Funktionen übernimmt. 

6.4 Begrenzung der Zahl der Wohneinheiten 

In den Bereichen MI2 und MI3 wurden Begrenzungen zu der Zahl der Wohneinheiten festgesetzt. 

Die Begrenzung auf maximal zwei Wohneinheiten pro Wohngebäude im Bereich MI2 und auf maximal 

drei Wohneinheiten pro Wohngebäude im Bereich MI3 entspricht dem kommunalpolitischen Planungs-

willen der Ortsgemeinde Hochstadt mit der Zielsetzung einer aufgelockerten Siedlungsstruktur. Hier-

durch soll die Ansiedlung eines Mehrfamilienhauses vermieden werden. Somit wird die Wiedernutzbar-

machung von Innenbereichsflächen ermöglicht und gleichzeitig das Ortsbild gewahrt. 

6.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Bode, Natur und Landschaft 

Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Zufahrten zu Stellplätzen und Garagen sind mit wasserdurchlässigen 

Belägen herzustellen. So soll die Naturnähe des Wasserhaushalts gesichert werden. 

Alle Flachdächer von Hauptgebäuden mit einer Fläche über 10 m² sind dauerhaft extensiv zu begrünen. 

Neben stadtgestalterischen Gesichtspunkten erfüllt die Dachbegrünung insbesondere ökologische Funk-

tionen. Durch eine extensive Dachbegrünung werden klimawirksame Oberflächen geschaffen, die das 

örtliche Klima durch Verdunstung und verminderte Wärmespeicherung positiv beeinflussen. Weiterhin 
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dient Dachbegrünung als Niederschlagsretentionsmaßnahme, durch die Regenwasser zurückgehalten 

wird. Dies wirkt sich positiv auf den Wasserhaushalt aus, indem z. B. Abflussspitzen minimiert werden. 

Außerdem können extensive Dachbegrünungen Sekundärbiotope für an diese speziellen Lebensbedin-

gungen angepasste Tiere und Pflanzen bieten.  

6.6 Stellplätze und Garagen 

Aufgrund des Grundstückzuschnitts im Bereich MI1 sowie MI3 sind dort Stellplätze und Garagen allge-

mein zulässig. Hierdurch wird den Bauherren eine flexible Errichtung der notwendigen Stellplätze er-

möglicht. 

Im Bereich MI2 sind Stellplätze sowie Garagen nur innerhalb der Umgrenzungen mit den jeweiligen 

Zweckbestimmungen zulässig. Ziel dieser Festsetzung ist es, die Stellplätze geordnet auf der Grund-

stücksfläche herzustellen und eine Einschränkung der angrenzenden Grundstücke zu vermeiden. 

6.7 Private Grünfläche 

Die private Grünfläche bildet den Bauschutzbereich der B272 ab. In diesem Bereich sind dementspre-

chend keine baulichen Anlagen, Stellplätze, Garagen oder ähnliches zulässig. 

Durch die Festsetzung kann eine planungsrechtlich sinnvolle Abgrenzung zu der Bundesstraße hin ge-

schaffen werden. 

6.8 Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten 

Im Süden des Plangebiets sind Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten festgesetzt. Dies dient der Sicherung 

der Zufahrt auf das Gelände über die Bahnhofstraße und verhindert ein Zufahren über den angrenzen-

den Wirtschaftsweg an die B272. 

6.9 Flächen die von Bebauung freizuhalten sind 

Gem. § 9 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) wird entlang der B272 ein 20 m breiter Bereich festge-

setzt, welcher von Bebauung freizuhalten ist. 

Zur Sicherung des Einmündungsbereichs ist ein Sichtdreieck festgesetzt, innerhalb welchem jegliche 

Sichtbehinderungen unzulässig sind. 

6.10 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 

Das festgesetzte Geh- Fahr- und Leitungsrecht dient der Sicherung der Erschließung der Hinterlieger-

grundstücke und ist zugunsten dieser bestimmt.  

6.11 Zu treffende Vorkehrungen zur Vermeidung oder Verminderung schädlicher Umwelt-

einwirkungen  

Siehe schalltechnisches Gutachten8 und Punkt 5.4 der Begründung. 

 

8 WSW & Partner GmbH (31.03.2020) Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan Hochstadt (Pfalz) Bebauungsplan „Bahnhofstraße 6“, 
Kaiserslautern 
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7 Bauordnungsrechtliche Regelungen 

In den Bebauungsplan sind verschiedene, durch § 88 LBauO getragene, Regelungen zur Gestaltung der 

baulichen Anlagen aufgenommen worden. Rechtsgrundlage für die Aufnahme der örtlichen Vorschriften 

in diesen Bebauungsplan bildet § 9 Abs. 4 BauGB.  

Die getroffenen gestalterischen Regelungen sollen sicherstellen, dass sich das geplante Baugebiet ge-

stalterisch in den vorhandenen Baubestand und die umgebende Landschaft einfügt und sich an den 

Gestaltungsmerkmalen des bestehenden städtebaulichen Raums orientiert. 

7.1 Dachform 

Im Bereich MI2 wird als Dachform das Flachdach festgesetzt. Dies dient der Einbindung des Baukörpers 

in die umgebende Bebauung, da hierdurch im rückwärtigen Grundstückbereich niedrigere Gebäudehö-

hen erzielt werden können. 

Auf eine Festsetzung der Dachform für die Bereiche MI2 und MI3 wird verzichtet, da es sich hierbei um 

Bestandsüberplanungen handelt. 

7.2 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke 

Zur Förderung der ökologischen Vielfalt sind die Vorgärten gärtnerisch anzulegen sowie abgedeckte 

Bodenflächen mit Steinen, Vlies, Folie oder ähnlichen Materialien nicht zulässig. Hierdurch können die 

Artenvielfalt und die Biodiversität gefördert werden. 

7.3 Zahl der notwendigen Stellplätze 

Mit dem Ziel der Herstellung einer ausreichenden Anzahl an Stellplätzen für die geänderten Anforde-

rungen an die Anzahl von PKW ist festgesetzt, dass je Wohneinheit mindestens 2 Stellplätze herzustellen 

sind. 
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8 Umweltbelange 

Für die Beurteilung der Umwelterheblichkeit sowie ggf. die Notwendigkeit von Ausgleichsmaßnahmen 

ist das Aufstellungsverfahren des vorliegenden Bebauungsplanes relevant. Der Bebauungsplan „Bahn-

hofstraße 6“ wird gemäß § 13a BauGB in Verbindung mit § 13 BauGB aufgestellt. Die hierzu erforderli-

chen Kriterien werden erfüllt: 

a. Die bei der Durchführung des Bebauungsplanes voraussichtlich versiegelte Fläche liegt unterhalb 

des in § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB aufgeführten Schwellenwertes von 20.000 m2 für die Vorprüfung 

des Einzelfalls. 

b. Die Zulässigkeit von Vorhaben mit Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht wird weder vorbereitet noch be-

gründet. 

c. Es bestehen zudem keine Anhaltspunkte dafür, dass Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB 

(FFH- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt werden. 

d. Es bestehen weiterhin keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 

oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

Nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 3 Nr. 1 BauGB wird daher in diesem Verfahren von der 

Umweltprüfung, vom Umweltbericht und von der Angabe in der Bekanntmachung zur öffentlichen Aus-

legung, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassen-

den Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. 

Dementsprechend sind auch kein Umweltbericht nach § 2a BauGB sowie die Überwachung etwaiger 

negativer Umweltauswirkungen (Monitoring) notwendig. Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 

6 Nr. 7 BauGB und nach § 1a BauGB sowie die abwägungsrelevanten Umweltauswirkungen, die sich 

durch die Planung ergeben, werden im Nachfolgenden mit ihren entsprechenden Wirkungsfeldern be-

trachtet und bewertet. 

Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe als im Sinne 

des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB bereits vor der planerischen Entscheidung als erfolgt oder zulässig. 

Es ist insgesamt nicht zu erwarten, dass die Verwirklichung der Planung sich in unzulässiger Weise nach-

teilig auf die persönlichen Lebensumstände der in diesem Gebiet bzw. seiner Umgebung wohnenden 

Menschen auswirken wird.  
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8.1 Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt 

Das Plangebiet wird derzeit im Osten als eine Ruderal- und Segetalvegetation genutzt und im Westen 

durch die Bestandsbebauung. Gehölzstrukturen sind nicht anzutreffen und das Gebiet weist eine natur-

ferne und wenig strukturreiche Bestockung auf. Die Böden sind basenreich und fett. Dies bedeutet, dass 

dort überwiegend Arten der Fauna auftreten, die für Störstellen, Ackerrandstreifen und Fettwiesen ty-

pisch sind. So zeigt z.B. die flächig auftretende purpurrote Taubnesseln hohe Stickstoffeinträge (aus der 

Landwirtschaft) an, die Brassicaceae Störstellen (und Stickstoff). Dass überwiegend das Wiesenknäuel-

gras vorkommt, liegt daran, dass die Fläche wohl kürzlich noch Acker war oder regelmäßig gemulcht 

oder gepflügt wurde und sich deshalb bisher keine typische Fettwiese entwickeln konnte, wie man sie 

auf diesem Standort erwarten würde. 

Das Areal besitzt entsprechend seiner Ausstattung und seiner niedrigen Bewuchshöhe folglich nur einen 

eingeschränkten Wert als Lebensraum für wildlebende Tiere und ist aufgrund des nahen Siedlungsran-

des und B272 bereits permanenten Störungen ausgesetzt. 

                  

Abbildung 8: Vegetation des Plangebietes9 

Aufgrund der Lage innerhalb des Siedlungsgefüges, den Einfluss der B272 und der damit einhergehen-

den eingeschränkten Bedeutung des Untersuchungsraumes für den Naturhaushalt kann davon ausge-

gangen werden, dass keine „planungsrelevanten“ geschützten Arten betroffen sind. 

Die heutige potenzielle natürliche Vegetation (HpnV) bezeichnet die Gesamtheit der Pflanzengesell-

schaften, die sich aufgrund der am jeweiligen Standort herrschenden abiotischen Faktoren wie Boden, 

Wasser und Klima natürlicherweise und ohne Beeinflussung durch den Menschen einstellen würden. Da 

in unserer Kulturlandschaft natürliche, vom Menschen nicht veränderte Flächen, nur sehr selten zu fin-

den sind, kann die Rekonstruktion der potenziellen Endgesellschaft am jeweiligen Standort dazu beitra-

gen, möglichst landschaftsgerechte und ökologisch sinnvolle Rekultivierungs- und Ausgleichsmaßnah-

men durchzuführen. Die heutige potentielle natürliche Vegetation (HPNV) im Plangebiet wäre die wär-

meliebende Variante des Perlgras- bzw. Waldmeister-Buchenwalds.10 Bedingt durch die momentane 

Ausgestaltung des gesamten Planungsraumes und der Lage im Ortsgefüge ist von der HPNV derzeit im 

Plangebiet und Umgebung jedoch nichts zu erkennen.  

 

9 Eigene Aufnahme, WSW & Partner GmbH, 16.03.2020 

10 GeoPortal Rheinland-Pfalz, https://www.geoportal.rlp.de/mapbender/frames/index.php?LAYER[visible]=1&LAYER[querylayer]=1&LAYER, 
Stand 27.02.2020 

https://www.geoportal.rlp.de/mapbender/frames/index.php?LAYER%5bvisible%5d=1&LAYER%5bquerylayer%5d=1&LAYER
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Biotope oder Schutzgebiete sind durch die Planung nicht betroffen. Ca. 700 m südlich des Plangebiets 

befindet sich das Vogelschutzgebiet „Offenbacher Wald, Bellheimer Wald und Queichwiesen“ (VSG-

6715-401).11 

Im Zuge der Planung kommt es aufgrund der bisherigen Ausgestaltung des Areals sowie der Lage im 

Stadtgefüge zu keiner nennenswerten Verschlechterung des Schutzgutes. 

8.2 Schutzgut Boden/Altlasten/Fläche 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von 2.110 m². 

Das Plangebiet befindet sich in der Bodengroßlandschaft der Lösslandschaften des Berglandes mit 

Tschernosem-Parabraunerden und Kalktschernoseme aus Löss und weist einen lehmigen Boden auf. Die 

Bodenfunktionsbewertung wird als sehr hoch eingestuft.12 

Das Plangebiet liegt in einem Bereich, in dem ein lokal erhöhtes und seltener hohes Radonpotential (40 

– 100 kBq /m³) zu erwarten ist.13  

Innerhalb des Plangebietes wurde ein Teil des Bodens durch die Bestandsbebauung beansprucht und ist 

dadurch stark anthropogen verändert. In diesem Bereich sind Bodenversiegelungen anzutreffen. Im 

rückwärtigen Grundstücksbereich sind keine großflächigen Bodenverdichtungen oder –versiegelungen 

vorhanden. 

Nach derzeitigem Planungsstand ergeben sich keine Anhaltspunkte für das Vorkommen von Altlasten, 

Altablagerungen, Altstandorte und schädlichen Bodenveränderungen oder Verdachtsflächen. 

Während der Bauphase kann es zur irreversiblen Verdichtung des Bodens, zu Erschütterungen und unter 

Umständen zu Stoffeinträgen durch den Einsatz von Maschinen oder die Lagerung von Baumaterialien 

kommen. Bei grob fahrlässigem Verhalten können durch eine nicht fachgerechte Lagerung von Betriebs-

stoffen und durch Emissionen von Baufahrzeugen / Arbeitsmaschinen (Abgase, Schmierstoffe, Öl, Diesel) 

Bodenverunreinigungen eintreten. Jedoch ist das Eintreten einer solchen Situation bei einem sachge-

rechten und vorschriftsmäßigen Umgang mit den Arbeitsmaschinen und Baufahrzeugen als eher un-

wahrscheinlich einzuschätzen. 

Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes ist jedoch aufgrund der geringen Größe des Plangebiets und der 

Lage im bereits bebauten Gebiet sowie der angrenzenden B272 nicht anzunehmen. 

8.3 Schutzgut Klima und Luft 

Die Umweltbelange Klima und Luft sind in der Umweltprüfung eng miteinander verbunden. Während 

unter dem Aspekt Luft in erster Linie die stofflichen Aspekte behandelt werden (Lufthygiene), beschäf-

tigt sich das Thema Klima vor allem mit den funktionalen Zusammenhängen des Luftaustausches und 

dem Strahlungshaushalt. 

Der Bereich des Bebauungsplanes „Bahnhofstraße 6“ befindet sich im westeuropäisch-atlantisch gepräg-

ten Klima des Landes Rheinland-Pfalz. Mit mittleren jährlichen Lufttemperaturen von 10-12,5°C im Be-

 

11 LANIS RLP, https://geodaten.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php, Stand 02.10.2019 

12 Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland Pfalz, https://mapclient.lgb-rlp.de/?app=lgb&view_id=18, Stand 27.02.2020 

13Ebd. 

https://geodaten.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php
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trachtungszeitraum der meteorologischen Jahre zwischen 1981-2010 gehört der Raum zu den wärmeren 

Gegenden von Rheinland-Pfalz.14 

Aufgrund der geringen Gesamtgröße und der bereits planungsrechtlich zulässigen Bebauung ist für das 

Plangebiet von einer nur sehr eingeschränkten Bedeutung für das lokale Klima auszugehen. 

Während der Baumaßnahmen kann es vorübergehend zu Beeinträchtigungen der Luft in Form von Ab-

gasen und durch erhöhtes Verkehrsaufkommen (z.B. LKWs) kommen. Zudem können in dieser Phase 

Lärm und Erschütterungen auftreten. Diese Eingriffe sind jedoch nur temporär und deswegen als gering 

zu bewerten. 

8.4 Schutzgut Wasser/Grundwasser/Versickerung 

Im Plangebiet befinden sich keine Oberflächengewässer. Nördlich des Plangebiets, in ca. 300 m Entfer-

nung, verläuft der Wiesbach, ein Gewässer 3. Ordnung.15 Überschwemmungsgebiete werden bei der 

Bebauungsplanung nicht tangiert. Der Planbereich befindet sich in der Zone III B des vorgesehenen Was-

serschutzgebietes (WSG) Zeiskam. Die Ge- und Verbote der zukünftigen Rechtsverordnung des WSG sind 

zu beachten. 16 

In Hochstadt ist mit einer Niederschlagsmenge von ca. 600-650 mm/a zu rechnen. Die Grundwasserneu-

bildung liegt bei 125-150 mm/a. 17 Es ist davon auszugehen, dass die Umsetzung der Planung zu einer 

Verschlechterung des Wasserrückhaltevermögens führt und damit zu einer niedrigeren Grundwasser-

neubildung beiträgt. 

Es kann innerhalb des Baustellenbereichs und der Baustelleneinrichtungsflächen während des Baube-

triebes zu Schadstoffeinträgen in das Grundwasser kommen. Durch entsprechende Maßnahmen (z.B. 

Wasserhaltungsmaßnahmen, Verwendung schadstoffarmer Baumaterialien, Vorsichtsmaßnahmen bei 

den Baufahrzeugen, etc.) können diese Einträge vermieden oder zumindest verringert werden. 

Baumpflanzungen, eine Beschränkung der GRZ sowie PKW-Stellplätze mit wasserdurchlässigen Belägen 

können in gewissem Maße Funktionen für den Wasserhaushalt übernehmen (Rückhaltung, Verduns-

tung) und verringern somit den Eingriff.  

8.5 Schutzgut Stadt- und Landschaftsbild 

Die Bewertung des Landschaftsbildes und der Erholungsfunktion ist eher der Subjektivität des Betrach-

ters unterworfen, als die Bewertung der bereits genannten Naturraumpotenziale. Dennoch ist die be-

sondere Berücksichtigung des Landschaftsbildes und der Erholungsfunktion notwendig, da bereits das 

Bundesnaturschutzgesetz in § 1 die Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungs-

wertes von Natur und Landschaft als Ziel des Naturschutzes und der Landespflege nennt.  

Das Plangebiet liegt innerhalb der Großlandschaft des Nördlichen Oberrheintieflandes in dem Land-

schaftsraum Schwegheimer Lössplatte. Die Schwegenheimer Lössplatte schließt im Westen bei etwa 130 

 

14 Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und Landesplanung des Landes Rheinland-Pfalz, Langjähriges Mittel der mittleren Tagesmit-
teltemperatur im meteorologischen Jahr (1981-2010), http://www.kwis-rlp.de/index.php?id=8833#kwisform, Stand: 27.02.2020 

15 Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten des Landes Rheinland-Pfalz, http://www.gda-
wasser.rlp.de/GDAWasser/client/gisclient/index.html?applicationId=46083&forcePreventCache=14781139175, Stand 27.02.2020 

16 Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten des Landes Rheinland-Pfalz, https://geoportal-wasser.rlp-
umwelt.de/servlet/is/8266/, Stand 27.02.2020 

17 Ebd. 
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bis 170 m ü.NN an die Nördliche Oberhaardt an und fällt allmählich zur Rheinniederung hin bis auf ein 

Niveau von 105 bis 110 m ü.NN ab. Der Westen ist mit Ausnahme des nordwestlichen Randbereichs 

durch langgestreckte, flache ost-west-gerichtete Kuppen stärker bewegt und weist häufig in sich Hö-

henunterschiede von 8 bis 12 m auf. Im Osten ist das Relief wesentlich ausgeglichener, fast eben. Die 

Lössplatte wird durch zahlreiche, zum Rhein orientierte Bachsenken gegliedert, die sich besonders im 

mittleren Bereich häufen. Entsprechend differenziert ist auch die Verteilung der Auenböden innerhalb 

der 3 bis 6 m mächtigen Lössdecke. Der Landschaftsraum ist fast völlig waldfrei.18  

Der Planungsraum selbst stellt sich entlang der Bahnhofstraße durch Wohnbebauung dar sowie einer 

rückwärtigen Scheune. Der östliche Bereich ist derzeit eine Ruderal- und Sgetalvegetation. Nach Süden 

hin wird die Ortslage durch die B272 angeschlossen. Aufgrund der umgebenden Nutzungen ist ein Einfü-

gen in das Ortsbild gegeben. 

8.6 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Während der Begriff „Kulturgüter“ auch rechtlich klar umrissen ist, wird der Begriff der „sonstigen Sach-

güter“ weder im UVPG noch in den relevanten Richtlinien oder dem BauGB eindeutig definiert. Hinweise 

ergeben sich jedoch zumeist aus den Vorschriften wie der UVPG-VwV. Demnach lassen sie sich als Güter 

definieren, die zwar selbst nicht die Qualität von Kulturgütern haben, jedoch von gesellschaftlicher Be-

deutung sind, da sie wirtschaftliche Werte darstellen, deren Nutzbarkeit durch das Vorhaben einge-

schränkt werden können. 

In der Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchäologie ist im Geltungsbereich der o.g. Planung 

eine archäologische Fundstelle verzeichnet. Es handelt sich dabei um jungsteinzeitliche Siedlungsbe-

funde (Fdst. Oberhochstadt 14). Nach derzeitigem Kenntnisstand sind keine Auswirkungen oder Beein-

trächtigungen dieser Schutzgüter zu erwarten. 

8.7 Schutzgut Mensch 

Der Mensch kann in vielerlei Hinsicht von bauleitplanerischen Vorhaben unmittelbar oder mittelbar 

beeinträchtigt werden, wobei sich bei der Erfassung und Bewertung teilweise Überschneidungen mit 

den übrigen zu behandelnden Schutzgütern ergeben. Im Rahmen der Umweltbelange sind allein solche 

Auswirkungen relevant, welche sich auf die Gesundheit und das Wohlbefinden des Menschen beziehen, 

nicht jedoch solche, die wirtschaftliche oder sonstige materielle Grundlagen betreffen. Gesundheit und 

Wohlbefinden sind dabei an die im Plangebiet und dem von ihm beeinflussten benachbarten Gebieten 

bestehenden und geplanten Funktionen, Arbeiten und Erholung, gekoppelt. Die in den übrigen Schutz-

gutkapiteln gemachten Angaben (inkl. Einzelner Umweltziele) dienen daher auch dem Gesundheits-

schutz Mensch. 

Das Plangebiet weist bereits durch das Bestandsgebäude eine Wohnfunktion auf, welche durch das 

rückwärtig geplante Gebäude erweitert wird. 

 

 

18 LANIS, https://geodaten.naturschutz.rlp.de/landschaften_rlp/landschaftsraum.php?lr_nr=227.41, Stand 27.02.2020 

https://geodaten.naturschutz.rlp.de/landschaften_rlp/landschaftsraum.php?lr_nr=227.41
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